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INFORMATIONEN FÜR BESCHÄFTIGTE
BEIM UNIVERSITÄTSKLINIKUM ESSEN

HERAUSGEGEBEN VOM PERSONALRAT 
DES  UNIVERSITÄTSKLINIKUMS ESSEN
UND DEM BETRIEBSRAT
DES NICHT VERBANDSGEBUNDENEN 
WEIBLICHEN PFLEGEPERSONALS DER 
DRK-SCHWESTERNSCHAFT ESSEN E.V.

Übernahme ärztlicher 
Tätigkeiten 
durch die Pflege
In unserer Klinik soll unternehmensweit die Delegation ärztlicher 
Tätigkeiten an die Pflege eingeführt werden. In Zukunft soll dadurch 
geregelt sein, dass die Pflege  zusätzliche Tätigkeiten wie Blutentnahmen 
durch periphere Punktion, Blutentnahmen aus liegenden Kathetern, 
intravenöse Medikamentengaben, Perfusorwechsel, Anlage von 
Braunülen und Portnadeln sowie das Ziehen von Portnadeln und 
Zentralvenenkathetern auf Anordnung des Arztes durchführt. Dazu soll es 
Schulungen für die Pflegenden geben, die Delegation soll die Einwilligung 
des Patienten voraussetzen und der Arzt muss die einzelne Maßnahme 
und ihre jeweilige Schwierigkeit im Einzelfall beurteilen. Letztlich soll die 
Übernahme durch die Pflegekraft an deren Bereitschaft geknüpft sein, es 
soll keine Verpflichtung geben.
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Der Personalrat hat dies abge-
lehnt, da es aus unserer Sicht zu 
einer zusätzlichen Arbeitsverdich-
tung für die Pflege kommt, die 
vor dem Hintergrund der schon 
hohen Arbeitsbelastung nicht 
tragbar ist. 
Die Pflege hat unternehmensweit 
Ende Juni einen Überstunden-
stand von 36.170 Überstunden. 
Aktuell werden in verschiedenen 
Bereichen freie Stellen nicht 
nachbesetzt. In vielen Bereichen 
werden häufige Überlastungsan-
zeigen geschrieben, die der Ar-
beitgeber aus unserer Sicht nicht 
ausreichend beachtet. 
Als Folge dieser oft angezeigten 
Überlastung liegen die krankheits-
bedingten Ausfallraten bei der 
Pflege deutlich über denen ande-
rer Berufgruppen. 
Außerdem hat der ärztliche Dienst 
zur gleichen Zeit, zu der die Pfle-
ge Stellenreduktionen hinnehmen 
muss, Stellen aufgebaut. Daher 

setzt die Übernahme von Tätig-
keiten aus dem ärztlichen Dienst 
unserer Meinung nach auch eine 
Personalaufstockung in der Pflege 
voraus, die dann ggf. auch aus 
dem ärztlichen Budget erfolgen 
könnte. 
Da der Arbeitgeber aber der 
Auffassung ist, dass durch die 
Übernahme der angeführten Tä-
tigkeiten keine Mehrbelastung für 
die Pflege entsteht (die Erkenntnis 
will man aus einem Pilotprojekt 
im Bereich der Kinderklinik und 
der Tumorklinik gewonnen ha-
ben), hält er einen zusätzlichen 
Personaleinsatz aufgrund dessen 
nicht für erforderlich. 
Die Tatsache, dass Blutentnahmen 
durch Punktion und die Anlage 
von Venenverweilkanülen in den 
Bereichen des Pilotprojekts nicht 
vorgekommen sind und die an-
deren zu übernehmenden Tätig-
keiten schon vor der Pilotphase 
von der Pflege übernommen wur-

den, macht die Projektergebnisse 
jedoch zweifelhaft. 
Da es keine Einigung zwischen 
Personalrat und Arbeitgeber zu 
dem Thema gab, musste die 
Arbeitsrichterin im Einigungs-
stellenverfahren mitentscheiden. 
Leider hat sie sich auf die Seite 
des Arbeitgebers gestellt, sodass 
der Einführung der Delegation an 
die Pflege nichts mehr im Wege 
steht. 

Da unsere Einspruchsmöglich-
keiten damit alle ausgeschöpft 
sind, bleibt uns nur, an jede 
Pflegekraft zu appellieren, sich 
kritisch mit der Übernahme aus-
einanderzusetzen. Rein objektiv 
betrachtet erscheint es doch völlig 
absurd, dass eine Berufsgruppe 
die Aufgaben einer anderen über-
nimmt, ohne davon zu profitie-
ren. 
Im Gegenteil, es bleibt immer we-
niger Zeit für den Patienten.
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Zur Erinnerung: Frau Maier ist als Mitglied des Vorstandes maßgeblich an der Streichung 
von Pflegestellen vor wenigen Monaten beteiligt gewesen. 
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1.        Teilen Sie Ihre Belastung 
und die Gefährdung der Pa-
tienten auch weiterhin in den 
Überlastungsanzeigen mit. Lassen 
Sie sich nicht einschüchtern oder 
durch das Aussitzen der Überlas-
tungsanzeigen in die Resignation 
treiben! 
Darauf wird oft genug spe-
kuliert, weil das Uniklinikum 
Überlastungsanzeigen fürchten 
muss. Passiert etwas und kann 
nachgewiesen werden, dass Sie 
Überlastungen gemeldet haben, 
drohen Strafen für den Arbeitge-
ber wegen Organisationsverschul-
dens. Einschüchterungsversuche 
oder Gespräche, in denen Sie sich 
rechtfertigen sollen, melden Sie 
bitte dem Personalrat. 

2. Das gemeinsame Auf-
setzen eines Briefes, den wir als 
PR auf Wunsch auch gern veröf-
fentlichen, hilft, dem Ärger Luft 

Handlungsempfehlungen bei 
Personalengpässen im Pflegedienst
Da die Belastungssituation in der Pflege zunimmt, die Reaktion der Pflegedirektion meist 
ungenügend ausfällt und Aktionen des Personalrats häufig erst spät greifen oder ausgesessen 
werden, empfehlen wir den Teams im Pflegedienst, ein gemeinsames Vorgehen zu ihrem eigenen 
Schutz zu entwickeln. 
Darüber hinaus wollen wir Ihnen Möglichkeiten aufzeigen, wie Sie die passive mit der aktiven Rolle tauschen 
und einen Weg im Umgang mit den aktuellen Sparmaßnahmen in der Pflege entwickeln können.

und einen Rahmen zu geben. 
Erfahrungen aus anderen Häusern 
zeigen, dass ein Schreiben von 
Kollegen für Kollegen sehr viel 
Anklang findet. Oft muss nur eine 
Station damit anfangen, andere 
folgen dann meistens nach. Dies 
erhöht auch öffentlich den Druck 
auf den Arbeitgeber.

3. Ein bereits ausgehängter 
Dienstplan ist verbindlich! 
Nicht Sie, sondern Ihr Arbeitge-
ber ist für ausreichend Personal 
verantwortlich. 
Sprechen Sie sich im Team ab und 
vereinbaren Sie gemeinsam, dass 
keiner isoliert oder angeprangert 
wird, wenn er lediglich Dienst 
nach Dienstplan macht. Lassen Sie 
es nicht zu, wenn man Sie gegen-
einander ausspielen will. Keiner ist 
ein schlechter Kollege, nur weil er 
sein Recht auf Freizeit und Erho-
lung wahrnehmen will. Schützen 

Sie bewusst Ihre Gesundheit!

4. Teilen Sie Ihre Entschei-
dung in einer gemeinsamen Er-
klärung Ihrem Vorgesetzten mit! 
Zeigen Sie ihm damit an, dass 
Sie ab einem bestimmten Datum 
nicht mehr zu Hause angerufen 
werden wollen und ein „Einsprin-
gen im Frei“ nicht mehr für Sie in 
Frage kommt!

5. Dokumentieren Sie alle 
Plusstunden sorgfältig! 

Denken Sie auch daran, dass Sie 
sich für eine nicht genommene 
Wegezeit zehn Minuten täglich 
aufschreiben können. Ihre Belas-
tung muss konsequent sichtbar 
gemacht werden.

6. Konsequenterweise sind 
auch alle Pausenzeiten, die nicht 
ungestört genommen werden 
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können, zu dokumentieren. Dies 
gilt für alle Pausenzeiten, die nicht 
vollkommen frei gestaltet werden 
können (Verlassen der Station 
etc.) und die nach weniger als 15 
Minuten unterbrochen werden 
müssen. Auch Zeiten, in denen 
Sie sich zur Verfügung halten 
müssen (auf die Klingel reagieren, 
Monitorüberwachung, Telefonan-
nahme, Publikumsverkehr), sind 
keine Pausen im Sinne des Ge-
setzes. Schreiben Sie sie deshalb 
als Plusstunden und als „nicht 
genommene Pause“ auf.

7.        Das Dezernat 56 (Betrieb-
licher Arbeitsschutz) der 
Bezirksregierung Düsseldorf ist 
zuständig für Rechtsgebiete des 
Arbeitsschutzes, die neben dem 
Schutz der Beschäftigten auch 
den Schutz der Öffentlichkeit be-
inhalten. Der Personalrat steht mit 
der Bezirksregierung im Kontakt 
und wird Beschwerden von Ihnen 
gerne weitergeben.
Zusätzlich kann es hilfreich sein, 
wenn Sie sich direkt an Ihre Be-
hörde wenden und die Ignoranz 

des Arbeitgebers gegenüber Ihrer 
Gesundheit und dem Sicherheits-
bedürfnis der Patienten melden: 
Tel.: 0211 / 475 - 9437
E-Mail: eva.aich@brd.nrw.de  

8.          Der Personalrat empfiehlt 
allen Teilzeitkräften, auf den ver-
traglich vereinbarten Umfang der 
Arbeitszeit zu bestehen! 
Monatliche Überplanungen durch 
den Arbeitgeber sind einseitig 
vorgegeben und nicht zulässig. 
Zusätzlich erhalten Sie für die rei-
nen Überplanungen im SOLL auch 
keine Zuschläge.

9.          Betreiben Sie keinen 
Raubbau an Ihrer Gesundheit! 

Beim Auftreten von gesundheit-
lichen Beschwerden sollte die 
Arbeit unterbrochen und/oder der 
Hausarzt in Anspruch genommen 
werden. Überlegen Sie, ob die 
Einschaltung des Personalärzt-
lichen Dienstes sinnvoll sein 
kann. 

10.        Sind Angehörige oder Pa-

tienten unzufrieden? 
Dann schildern Sie Ihnen die Situ-
ation. Bitten Sie sie, Sie zu unter-
stützen, indem sie das Beschwer-
demanagement anschreiben und 
auf den erlebten Personalengpass 
hinweisen. Verweisen Sie auf 
Patientenforen, in denen Ange-
hörige und Patienten  Beiträge 
hinterlassen können. Auch damit 
erhöht sich der Druck auf einen 
ignoranten Arbeitgeber.

Wir haben es selbst in der 
Hand. 
Gemeinsam können wir 
viel erreichen!

Gerne bieten wir Ihnen zusätz-
liche Unterstützung an. 
Ihren Personalrat sowie den Be-
triebsrat der DRK-Schwestern-
schaft erreichen Sie unter fol-
genden Telefonnummern: 

Personalrat: 
Tel.: 3805 oder 3410 
Betriebsrat: Tel.: 2248
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»Kein Einsatz von Leasing-
personal für Stationsdienste/
Funktionsdienste ohne Zustim-
mung der Klinikumsleitung bis 
auf weiteres«, heißt es in einer 
internen Anweisung des Charité-
Managements, die jW vorliegt. 
Anstelle von Leiharbeitern sollen 
demnach bei Personalengpässen 
künftig »Pool-Mitarbeiter und 
Auszubildende« sowie andere 
Stammbeschäftigte einsprin-
gen. So will das Klinikum 
seine Leasingkosten senken, die 
nach eigenen Angaben im ver-
gangenen Jahr bei rund zwölf 
Millionen Euro lagen. Ver.di hält 
den unter Umgehung der Betei-
ligungsrechte des Personalrats 
entstandenen Plan für »totalitär 
verordnete Überlastung und Ge-
fährdung«. In den vergangenen 
vier Jahren seien etwa 200 

junge Welt vom 05.06.2012
Daniel Behruzi

Flexibel ohne Leiharbeit
Berlins Uniklinikum Charité will Leasingkräfte durch Arbeitsintensivierung bei Stammbe-
schäftigten einsparen. Ver.di: »Grenze des Machbaren überschritten«

Normalerweise freut es Gewerkschafter, wenn ein Betrieb den Einsatz von Leiharbeitern zurückfährt. 
Doch an der Charité ist es umgekehrt. Die Leitung des Berliner Universitätsklinikums will möglichst 
keine Leasingkräfte mehr einsetzen, und trifft dabei auf den Widerstand des Personalrats und der Gewerk-
schaft. Denn die Einsparungen sollen vor allem durch »eigene personelle Ressourcen« kompensiert wer-
den – sprich: durch weitere Arbeitsverdichtung bei den Stammbeschäftigten. Dies könnte eine »massive 
Gefährdung der Sicherheit der Patienten« nach sich ziehen, warnt ver.di in einer Stellungnahme.

Pflegestellen gestrichen worden, 
rechnen die Beschäftigtenver-
treter vor. »Zugleich gab es eine 
massive Leistungssteigerung: 
Weniger Pflegende müssen mehr 
und durchschnittlich schwerere 
Fälle mit kürzeren Liegezeiten 
behandeln – die Grenze des 
Machbaren ist überschritten«, 
so Carsten Becker, Vorsitzender 
der ver.di-Betriebsgruppe, im 
jW-Gespräch. Schon jetzt schie-
ben die gut 4000 Charité-Pfleger 
nach Gewerkschaftsangaben 
mehr als 100000 Überstunden 
vor sich her.

Auch rund 100 Neueinstellungen 
zum Jahreswechsel – mit denen 
die Geschäftsleitung die Kür-
zungen beim Leiharbeitspersonal 
rechtfertigt – haben die Lage 
laut Becker nicht entscheidend 

verbessert. Denn bei mehr als der 
Hälfte von ihnen handele es sich 
nicht um zusätzliches Personal, 
sondern es würden lediglich 
Stellen ausgeglichen, die durch 
das Auslaufen des Pflegeförder-
programms der Bundesregierung 
wegfielen. »Vor diesem Hinter-
grund bedeutet der Leasingstop 
die Verschärfung eines ohnehin 
katastrophalen Zustands«, sagt 
Becker.

In die Erarbeitung der Maßnah-
men – die dem internen Doku-
ment zufolge »ab sofort« um-
gesetzt werden sollen – sei der 
Personalrat »trotz seiner Beteili-
gungsrechte nicht eingebunden 
worden«, beklagt dessen Vorsit-
zender Jörg Pawlowski. Einige 
der Anweisungen hält ver.di zu-
dem für illegal. So widerspreche 

Presseschau
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der Einsatz von Auszubildenden 
als Ausgleich für Personaleng-
pässe dem Krankenpflegegesetz. 
Darin heißt es: »Den Schüle-
rinnen und Schülern dürfen nur 
Verrichtungen übertragen wer-
den, die dem Ausbildungszweck 
und dem Ausbildungsstand 
entsprechen.« Mit dem internen 
Papier paßt das nicht zusammen, 
obwohl die Charité-Spitze in 
einer Stellungnahme betont, die 
Azubis würden »gesetzeskon-
form« eingesetzt.

Letztlich läuft das Vorhaben der 
Charité-Spitze vor allem darauf 
hinaus, den Beschäftigten noch 
mehr Flexibilität abzuverlangen. 
So soll die »Dienstplansteuerung 
optimiert« werden durch die 
»wöchentliche Überprüfung der 
Stationsbelegung im Verhältnis 
zum Personaleinsatz«. Offen-
bar schwebt den Klinikmana-
gern vor, Pfleger kurzfristig auf 
andere Stationen zu beordern 
oder nach Hause zu schicken, 
wenn ihre Arbeitskraft nicht 
»optimal« genutzt wird. »Damit 
würden auch die letzten Mög-
lichkeiten beseitigt, sich einmal 

mit Kollegen zu unterhalten oder 
durchzuatmen«, meint Becker. 
Er verweist auf Vereinbarungen, 
wonach der Dienstplan minde-
stens vier Wochen im Voraus 
»gesichert« sein muß. »Auch 
Krankenschwestern haben ein 
Recht auf eine zumindest halb-
wegs planbare Freizeit. Der Auf-
forderung, nach Hause zu gehen, 
muß niemand nachkommen.« 
Auch die kurzfristige Versetzung 
auf eine andere Station ist nach 
Ansicht der Beschäftigtenver-
tretung ohne Einverständnis der 
Betroffenen nicht möglich.

Ver.di befürchtet, daß die nun 
bekanntgewordenen Pläne nur 
ein erster Schritt zur weiteren 
Verschlechterung der Arbeits-
standards sind. Beinahe zufällig 
hätten die Personalräte kürzlich 
von Überlegungen zur Grün-
dung einer Tochtergesellschaft 
für Pflegekräfte erfahren. »Das 
macht nur Sinn, wenn damit 
die Tarife unterlaufen werden 
sollen«, glaubt Becker. Dabei 
leidet die Charité keineswegs 
unter akuter wirtschaftlicher 
Not. Allein im ersten Quartal 

dieses Jahres machte sie in der 
Krankenversorgung eine Million 
Euro Gewinn. Allerdings ist auch 
Europas größtes Uniklinikum 
von den staatlich verordneten 
Kürzungen betroffen, die viele 
Häuser existenziell bedrohen.

Die ver.di-Aktivisten an der Cha-
rité – die im vergangenen Jahr 
mit einem sehr erfolgreichen 
Arbeitskampf Aufsehen erregten 
– fühlen sich durch die aktuellen 
Streichungspläne in ihrem Vor-
haben bestärkt, die Arbeitsbedin-
gungen zum Gegenstand einer 
tariflichen Auseinandersetzung 
zu machen. Man diskutiere be-
reits sehr konkrete Forderungen 
zur Verbesserung des Gesund-
heitsschutzes und zur Durchset-
zung von Mindestbesetzungen, 
berichtet Becker. So soll sich auf 
den Intensivstationen künftig ein 
Pfleger um maximal zwei Pati-
enten kümmern. Auf normalen 
Stationen wollen die Gewerk-
schafter ein Verhältnis von eins 
zu zehn bzw. nachts von eins zu 
15 erreichen. »Das entspricht 
den Standards anderer europä-
ischer Länder, beispielsweise 
Schwedens und der Schweiz«, 
betont der ver.di-Mann. Von die-
sem Niveau sind die deutschen 
Krankenhäuser allerdings noch 
weit entfernt: Im Bundesdurch-
schnitt liegt das Verhältnis von 
Pflegenden zu Patienten auf den 
Stationen bei eins zu 21.

www.charite.verdi.de
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Das DRG-System, dass in Deutsch-
land die Fälle mittels Fallpauscha-
len vergütet, begünstigt diese 
Entwicklung, indem es die An-
sprüche der Bevölkerung an des 
Gesundheitssystem zu Gunsten 
von Anreizen für die Kliniken zum 
wirtschaftlichen Arbeiten vernach-
lässigt. 
Darin verdeutlicht sich der innere 
Konflikt für die einzelnen Pfle-
genden: Der Pflegende vor Ort 
hat einen individuellen Anspruch 
an die Qualität seiner Arbeit 
dahingehend, dass er in seinen 
Augen gute Arbeit an dem Pati-
enten, zu dem er eine persönliche 
Beziehung aufbaut, erbringen 
möchte. Die Verwaltung hat den 
Anspruch an den Pflegenden, 
dass er seine Leistungen auf das 
Minimum begrenzt, welches 
ausreichend ist, die medizinische 
Therapie und die Zufriedenheit 

Industrialisierung von Krankenhäusern und 
die Folgen für das Pflegepersonal
Die Schweizer „Aktion Gsundi 
Gsundheitspolitik“ hat die 
Arbeitsbedingungen von Pflegepersonal in 
Schweizer Akutkliniken und Pflegezentren 
analysiert und versucht darzustellen, warum 
die Ansprüche an ihre Arbeit von Pflegenden 
und Verwaltung unterschiedlichster Art sind. 
Die Ergebnisse haben sie in einem 
„Schwarzbuch“, welches vor allem die 
Beschreibung der Arbeitsbedingungen 
enthält, herausgebracht. Die darin 
enthaltenden Erkenntnisse können unserer 
Ansicht nach auf die hier in Deutschland 
vorzufindenden Situationen in den Kliniken 
übertragen werden:
In den Kliniken haben sie eine zunehmende 
Erhöhung der Arbeitsintensität, eine 
Schwächung des Teamzusammenhalts, 
die Einführung von Leistungslöhnen, eine 
teilweise willkürliche Entlohnung und 
steigende Schwierigkeiten, eine gute, 
professionelle und befriedigende Arbeit zu 
leisten, gefunden. 

des Patienten 
nicht zu ge-
fährden, und 
welches in 
Bezug auf die 
Rentabilität 
das Maximum 
darstellt. 
Dieser Konflikt, in dem sich der 
Pflegende zwischen den beschrie-
benen miteinander konkurrie-
renden eigenen Ansprüchen und 
denen der Verwaltung befindet, 
wird von den Autoren als struk-
turelle Gewalt definiert, die die 
Erklärung für die Unzufriedenheit, 
ggf. Erkrankung des Pflegenden 
und die daraus resultierende 
(hohe) Fluktuation darstellt. 
Dieser beschriebene Konflikt ist 
in patientennahen Bereichen, in 
denen eine enge persönliche Be-
ziehung zum Patienten besteht, 
mehr oder weniger einzigartig im 

Vergleich zu anderer Arbeit, in 
der keine persönliche Beziehung 
die eigene Arbeit beeinflusst (bei-
spielsweise Fließbandarbeit).
Dieser Konflikt führt auch dazu, 
dass die Arbeit am Patienten 
eigentlich nicht rationalisierbar 
sein kann, da der individuelle An-
spruch der einzelnen Pflegenden 
in Bezug  auf die Qualität ihrer 
Arbeit ein Maß der Zufriedenheit 
darstellt, welches durch objek-
tive Meßmethoden von außen in 
Bezug auf Produktivität, Qualität 
und Rentabilität nicht abgebildet 
wird. 
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Die beschriebene Problematik 
wird von manchen Klinikbetrei-
bern gesehen; es wird auch das 
krankmachende Potential der Pro-
blematik nicht abgestritten; 
es folgen jedoch keine Maßnah-
men, die dem entgegenwirken. 
Vielfach wird einfach nur mitge-
teilt, dass alles noch viel schlim-
mer kommen wird. Die Problema-
tik löst das sicher nicht.
Andere Klinikbetreiber versuchen 
dennoch, die Qualität der Arbeit 
am Patienten dadurch von au-
ßen zu messen, indem sie zum 

Beispiel Patientenbefragungen 
durchführen. Als Problem dabei 
wird angesehen, dass die Befra-
gung generell auf den gesamten 
Klinikaufenthalt gerichtet ist und 
Patienten diesen im Nachhinein 
und unter Berücksichtigung der 
erfolgten Genesung eher positiv 
empfinden. Außerdem können 
sie verschiedene Aspekte der 
medizinischen und pflegerischen 
Behandlung nicht vollständig 
beurteilen, die der Pflegende in 
seinem Anspruch an die Qualität 
seiner Behandlung für wichtig 

hält. Die Qualität der persönlichen 
Beziehung zum Patienten wäh-
rend der Pflege ist nicht rationa-
lisierbar, ohne dass diese vermin-
dert wird bzw. verloren geht. 
Aus den genannten Aspekten 
ergibt sich, dass die Bedingungen 
für eine gute Arbeit von Pflegen-
denden im Wesentlichen nicht er-
kannt und teilweise auch ignoriert 
und die erbrachten Leistungen 
nur in ausgewählten Aspekten 
registriert werden. 

Kontakt zum Betriebsrat 

Betriebsratsbüro:
Im Hohlweg 22
Tel.: 2248 - Fax: 7491766

Freigestellte Betriebsratsmitglieder
Petra Bäumler-Schlackmann - Tel.: 2248 - p.baeumler_schlackmann@drk-schwesternschaft-essen.de
Christa Contreras-Meyer - Tel.: 2248 -  c.contreras_meyer@drk-schwesternschaft-essen.de
Eine Liste aller Betriebsratsmitglieder erhalten Sie im Betriebsratsbüro

Kontakt zum Personalrat

Personalratsbüro:
Sekretariat: Frau Müller und Frau Rechner
im Verwaltungsgebäude / Untergeschoss Raum 01.32
Tel.: 3410 - Fax: 5621
E-Mail: personalrat@uk-essen.de

Freigestellte Personalratsmitglieder 
Alexandra Willer  - Tel.: 3450    alexandra.willer@uk-essen.de
Angela Rüland  - Tel.: 1813  angela.rueland@uk-essen.de
Stephan Gastmeier  - Tel.: 2729   stephan.gastmeier@uk-essen.de
Sven Musolff   - Tel.: 2191  sven.musolff@uk-essen.de
Jörg Krauß  - Tel.: 3805  joerg.krauss@uk-essen.de
Marco Danowski - Tel.: 2192   marco.danowski@uk-essen.de
Timo Sefz  - Tel.: 3411   timo.sefz@uk-essen.de
Reiner Schmidt  - Tel.: 2157  reiner.schmidt@uk-essen.de
Christian Dehmel - Tel.: 2414  christian.dehmel@uk-essen.de

www.uk-essen.de/personalrat
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                                                       Abgabedatum: 

 

Hiermit erklären wir, die Beschäftigten der Station                    , dass wir in unserer Freizeit  
nicht mehr angerufen werden wollen!  

Respektieren Sie bitte unseren Wunsch, da Zuwiderhandlungen den Straftatbestand der 
Nötigung erfüllen können. 

Der Personalrat hat ein Duplikat dieser Aufforderung erhalten.  

Fax PR: 5621 

  

               Name               Vorname                Unterschrift 
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www.uk-essen.de/personalrat

personalrat@uk-essen.de

Tel. 3410 / 3450

Fax 5621
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